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September 2026 

Der Verband österreichischer Leasing-Gesellschaften („VÖL“) ist die Interessenvertretung der 

österreichischen Leasingwirtschaft. Wir erlauben uns, zum Consultation Paper der Authority for Anti-

Money Laundering and Countering the Financing of Terrorism („AMLA“) betreffend die Draft 

Implementing Technical Standards („ITS“) gemäß Art. 69 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2024/1624 

(„AMLR“) Stellung zu nehmen. 

Als VÖL begrüßen wir grundsätzlich das Ziel, die Meldung von Verdachtsfällen sowie die Bereitstellung 

von Transaktionsaufzeichnungen innerhalb der Europäischen Union stärker zu harmonisieren. Aus 

Sicht der österreichischen Leasingwirtschaft besteht jedoch in mehreren Punkten Klarstellungs- und 

Anpassungsbedarf, damit die Besonderheiten objektbezogener Finanzierungen sachgerecht 

berücksichtigt werden. 

Executive Summary 

• Leasingbezogene Tätigkeiten sollten in den harmonisierten Datenmodellen als eigenständige 

Kategorie sachgerecht abgebildet werden, ohne die unionsrechtliche Einordnung einzelner 

nationaler Leasingmodelle vorwegzunehmen. 

• Leasingobjekte wie Maschinen, Anlagen und sonstige bewegliche Sachgüter sollten sachgerecht 

erfasst und identifiziert werden können. 

• Für Leasinggesellschaften sollten keine sachfremden konten- oder zahlungsverkehrsbezogenen 

Templates verpflichtend werden. 

• Verbindliche technische Anforderungen, nationale Zusatzfelder und Umsetzungsfristen sollten klar, 

verhältnismäßig und planbar geregelt werden.  



 

 

Seite 2 von 13 Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften 
1030 Wien, Invalidenstrasse 1/11A 

Tel: +43 1 714 29 40, voel@leasingverband.at 
ZVR: 897738196 UID: ATU63928557 

Inhaltsübersicht 

Executive Summary ...................................................................................................................................... 1 
Inhaltsübersicht ........................................................................................................................................... 2 
1. Einleitung und Zielsetzung ......................................................................................................................... 2 
2. Leasing-Spezifika im Datenmodell ............................................................................................................. 3 
2.1 Ausdrückliche Abbildung des Leasinggeschäfts in den Tätigkeitstypen und Produktkategorien ..................... 3 
2.2 Leasingobjekte: Ergänzung von DP0901 bis DP0903 .................................................................................. 4 
3. Anwendungsbereich und Verbindlichkeit der Vorgaben ................................................................................ 5 
3.1 Art. 2 Z 2 und Art. 4: Anwendungsbereich der Templates für Transaction Records ........................................ 5 
3.2 Art. 3 Abs. 5 lit. b: „mandatory if available“................................................................................................ 6 
3.3 Art. 3 und Interpretative Note: klare Trennung zwischen verbindlichen Anforderungen und Guidance ........... 7 
4. Technische Umsetzung, Datenübermittlung und Validierung ........................................................................ 8 
4.1 Art. 3 Abs. 8: maschinenlesbares Format und Nutzung von FIU-Portalen ..................................................... 8 
4.2 Art. 6: unterstützende Dokumente (Supporting Documents) ...................................................................... 9 
4.3 Art. 9: Validierungs- und Plausibilitätsprüfungen ....................................................................................... 9 
5. Klarstellungen für Verdachtsmeldungen aus Leasingverhältnissen .............................................................. 10 
5.1 DP0203: Risikoklassifizierung (Risk Classification) ................................................................................... 10 
5.2 DP0021: „Amount reported“ bei Leasing-Sachverhalten ........................................................................... 10 
6. Änderungsmanagement und Übergangsfristen ........................................................................................... 11 
6.1 Art. 7 und 8: Änderungen von Datenpunkten und nationale Sonderanforderungen ...................................... 11 
6.2 Art. 10 und 11: Übergangsfrist und technische Umsetzung ........................................................................ 12 
7. Schlussbemerkung .................................................................................................................................. 12 
 

1. Einleitung und Zielsetzung 

Wir begrüßen das Ziel, die Meldung von Verdachtsfällen sowie die Bereitstellung von 

Transaktionsaufzeichnungen innerhalb der Europäischen Union stärker zu harmonisieren, weil 

einheitliche Datenstrukturen die Qualität der Meldungen erhöhen, den grenzüberschreitenden 

Informationsaustausch erleichtern und insbesondere bei konzernweit eingesetzten Meldesystemen 

langfristig zu einer Vereinfachung führen. Positiv hervorzuheben sind daher insbesondere der 

vorgesehene risikoorientierte und tätigkeitsbezogene Zuschnitt der Templates sowie der mehrstufige 

Implementierungsansatz. Der Entwurf selbst betont, dass nur jene Datenpunkte abgefragt werden 

sollen, die unter Berücksichtigung des Verpflichtetentyps und des gemeldeten Sachverhalts 

erforderlich und relevant sind. 



 

 

Seite 3 von 13 Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften 
1030 Wien, Invalidenstrasse 1/11A 

Tel: +43 1 714 29 40, voel@leasingverband.at 
ZVR: 897738196 UID: ATU63928557 

Aus unserer Sicht allerdings Klarstellungs- und Anpassungsbedarf in einigen Punkten. Art. 2 Abs. 1 Z 6 

lit. a AMLR erfasst Unternehmen, die Tätigkeiten gemäß Anhang I Z 2 bis 12, 14 und 15 der Richtlinie 

2013/36/EU ausüben. In diesem Tätigkeitskatalog wird „financial leasing“ in Z 3 als eigene Tätigkeit 

neben „lending“ gemäß Z 2 angeführt. Der Begriff „financial leasing“ ist nach der Rechtsprechung des 

EuGH unionsautonom auszulegen und nicht ohne Weiteres mit den nach österreichischem Recht und 

in der österreichischen Leasingpraxis verwendeten Kategorien des Leasinggeschäfts bzw. des 

Finanzierungsleasings gleichzusetzen (EuGH 21.12.2023, C-278/22, AUTOTECHNICA FLEET 

SERVICES). Deshalb sollte das Leasinggeschäft in den harmonisierten Datenmodellen sachgerecht 

abgebildet werden. Die derzeitige Fassung ist in wesentlichen Bereichen noch stark an konten-, 

zahlungsverkehrs- und bankbezogenen Geschäftsmodellen ausgerichtet. 

2. Leasing-Spezifika im Datenmodell 

2.1 Ausdrückliche Abbildung des Leasinggeschäfts in den Tätigkeitstypen und 

Produktkategorien 

Die interpretative Note sieht bei DP0002 eine weitere Konkretisierung der Tätigkeit des meldenden 

Verpflichteten vor. Die derzeit beispielhaft genannten Tätigkeiten enthalten jedoch kein 

Finanzierungsleasing. Auch bei DP0701 „Detailed product/service type“ werden im Finanzsektor unter 

anderem „Lending/Factoring“, Versicherungen, Money Remittance, Trade Finance und andere 

Finanzdienstleistungen genannt, nicht jedoch Finanzierungsleasing. 

Dies erscheint insbesondere deshalb nicht sachgerecht, weil der unionsrechtliche Tätigkeitskatalog 

„financial leasing“ in Anhang I Z 3 der Richtlinie 2013/36/EU als eigene Tätigkeit neben „lending“ gemäß 

Z 2 anführt. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist „financial leasing“ ein autonomer 

unionsrechtlicher Begriff und nicht ohne Weiteres mit den in Österreich verwendeten Kategorien des 

Leasinggeschäfts bzw. des Finanzierungsleasings gleichzusetzen (EuGH 21.12.2023, C-278/22, 

AUTOTECHNICA FLEET SERVICES). Aus der Aufnahme einer eigenen Leasing-Kategorie in das 

Datenmodell soll daher keine unionsrechtliche Qualifikation einzelner nationaler Vertragsmodelle 

abgeleitet werden. Im Leasinggeschäft stehen neben der Finanzierung das konkrete Leasingobjekt, 

dessen Anschaffung, Nutzung und Verwertung sowie regelmäßig Händler, Lieferanten oder Vermittler 

im Mittelpunkt. Diese Besonderheiten können für die Beurteilung und Darstellung eines Verdachtsfalls 

wesentlich sein. 

Vorgeschlagene Änderung: 
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In DP0002 sowie jedenfalls in DP0701 sollte eine eigenständige Kategorie für leasingbezogene 

Tätigkeiten vorgesehen werden. Soweit dabei an den Tätigkeitskatalog des Anhangs I der Richtlinie 

2013/36/EU angeknüpft wird, sollte die unionsrechtliche Bezeichnung „Financial leasing“ verwendet 

werden; die Kategorie sollte jedoch keine weitergehende Aussage über die unionsrechtliche Einordnung 

einzelner nationaler Leasingmodelle treffen. 

Begründung: 

Damit würde das Datenmodell die Systematik des Anhangs I der Richtlinie 2013/36/EU sachgerecht 

abbilden, ohne den unionsautonomen Begriff „financial leasing“ mit nationalen Leasingbegriffen 

gleichzusetzen. Zugleich würde eine unionsweit einheitliche Klassifikation von Verdachtsmeldungen 

aus dem Leasingsektor ermöglicht. Eine bloß nationale Ergänzung von DP0002 würde dem mit den ITS 

verfolgten Harmonisierungsziel nur eingeschränkt gerecht. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Leasinggesellschaften müssten ihre Tätigkeit je nach Mitgliedstaat unterschiedlich unter allgemeine 

Kategorien wie „Lending“ oder „Other“ subsumieren. Dies würde gerade jene semantischen 

Unterschiede schaffen, welche die ITS beseitigen sollen. 

2.2 Leasingobjekte: Ergänzung von DP0901 bis DP0903 

Der VÖL begrüßt ausdrücklich, dass mit der Kategorie „Object“ auch gegenstandsbezogene 

Geschäftsmodelle berücksichtigt werden. DP0901 erfasst derzeit jedoch Motorfahrzeuge, 

Luftfahrzeuge, Wasserfahrzeuge, Immobilien, Kunst- und Luxusgüter sowie Edelmetalle und Edelsteine. 

Als „Other“ werden beispielhaft insbesondere Anteile, NFTs oder andere nichtphysische 

Vermögenswerte genannt. Maschinen, Produktionsanlagen, Medizintechnische Geräte, IT- und 

sonstige betriebliche Ausstattungsgegenstände fehlen. 

Für die Leasingwirtschaft ist dies eine wesentliche Lücke. Neben dem Kfz-Leasing stellen auch die oben 

genannten Arten des Mobilien Leasing eine typische Formen des Leasinggeschäfts dar. 

Vorgeschlagene Änderung: 

DP0901 sollte um die Kategorien „Machinery, production equipment, medical technology equipment, 

IT equipment and other business equipment“ ergänzt werden.  

Bei DP0902 sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass zur Objektidentifikation neben amtlichen 

Registrierungsnummern insbesondere auch Fahrgestellnummern/VIN, Seriennummern, Hersteller- 
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und Typenbezeichnungen sowie sonstige eindeutige Objekt- oder Vertragsreferenzen verwendet werden 

können, soweit keine amtliche Registrierungsnummer besteht. 

Für DP0903 sollte bei beweglichen Leasingobjekten eine sachgerechte Auswahlmöglichkeit wie „not 

applicable – movable asset“ vorgesehen werden. 

Begründung: 

Die eindeutige Identifikation des finanzierten Objekts ist gerade im Leasinggeschäft häufig für die 

Analyse des Sachverhalts wesentlich. Viele Leasingobjekte verfügen jedoch weder über eine amtliche 

Registrierung noch über einen dauerhaften Standort. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Nahezu das gesamte Mobilien Leasing würde uneinheitlich unter „Other“ abgebildet. Gleichzeitig 

könnten nicht sachgerechte Pflichtfelder für einen Objektstandort oder eine amtliche Registrierung 

unnötige Validierungsprobleme verursachen. 

3. Anwendungsbereich und Verbindlichkeit der Vorgaben 

3.1 Art. 2 Z 2 und Art. 4: Anwendungsbereich der Templates für Transaction Records 

Es besteht besonderer Klarstellungsbedarf hinsichtlich der Bereitstellung von „transaction records“. 

Gemäß Art. 69 Abs. 1 lit. b AMLR haben Verpflichtete der FIU auf Ersuchen die erforderlichen 

Informationen einschließlich Informationen zu Transaktionsaufzeichnungen zur Verfügung zu stellen. 

Der Auftrag an AMLA nach Art. 69 Abs. 3 AMLR betrifft das hierfür zu verwendende Format.  

Der vorliegende ITS-Entwurf definiert „transaction record“ in Art. 2 Z 2 jedoch spezifisch anhand von 

Vorgängen über Zahlungskonten oder IBAN-Konten sowie Kryptowertetransfers und Money- or Value-

Transfer-Services. Die in Annex II vorgesehenen Templates erfassen dementsprechend 

Banking/Payment Activities, Money Remittance, Crypto-Asset Services und Correspondent Services. 

Art. 4 Abs. 1 und 2 adressieren demgegenüber generell sämtliche Kredit- und Finanzinstitute und 

verlangen die Verwendung des der Tätigkeit entsprechenden Annex-II-Templates. 

Für Leasinggesellschaften ist damit nicht eindeutig, welches Template anzuwenden wäre. 

Leasinggesellschaften führen typischerweise kein Zahlungs- oder Bankkonto für den Leasingnehmer 

und erbringen auch keine der übrigen in Annex II abgebildeten Dienstleistungen. Dass Leasingraten auf 

ein Konto der Leasinggesellschaft überwiesen werden, macht das Leasinggeschäft nicht automatisch 

zu einer Zahlungsverkehrs- oder Kontoführungsdienstleistung. 
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Vorgeschlagene Änderung: 

Art. 4 sollte um folgende Klarstellung ergänzt werden: 

“Where no template in Annex II corresponds to the activity carried out by the credit institution or 

financial institution, the templates in Annex II shall not apply. This shall be without prejudice to the 

obligation under Article 69(1)(b) of Regulation (EU) 2024/1624 to provide any other information 

requested by the FIU in an appropriate format specified by the FIU.” 

Zusätzlich sollte in den Erwägungsgründen ausdrücklich klargestellt werden, dass Finanzinstitute, die 

keine der in Annex II erfassten Tätigkeiten ausüben, nicht verpflichtet sind, sachfremde Banking- oder 

Payment-Templates zu verwenden. 

Begründung: 

Eine solche Klarstellung trennt die materiell uneingeschränkte Auskunftspflicht gegenüber der FIU von 

der Frage, ob ein bestimmtes standardisiertes Transaction-Record-Template sachlich auf die Tätigkeit 

des Verpflichteten passt. 

Sollte die AMLA hingegen beabsichtigen, auch Zahlungsströme aus Leasingverträgen als eigenständige 

„transaction records“ im Sinne der ITS zu erfassen, wäre ein gesondertes, auf Leasing zugeschnittenes, 

Template erforderlich. Dieses müsste vor seiner Einführung gemeinsam mit dem Sektor entwickelt und 

einer gesonderten Kosten- und Umsetzbarkeitsprüfung unterzogen werden. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Es besteht das Risiko, dass Leasinggesellschaften kontenbezogene Datensätze technisch 

implementieren müssen, obwohl die zugrunde liegende Tätigkeit von ihnen nicht erbracht wird. Dies 

würde erheblichen IT- und Mapping-Aufwand auslösen, ohne die Informationsqualität für die FIU 

entsprechend zu erhöhen. 

3.2 Art. 3 Abs. 5 lit. b: „mandatory if available“ 

Als VÖL begrüßen wir grundsätzlich die Kategorie „mandatory if available“, fordern jedoch eine konkrete 

Definition. Art. 3 Abs. 5 lit. b stellt darauf ab, ob die Information dem Verpflichteten im Zeitpunkt der 

Meldung zugänglich („available“) ist. Der Begriff sollte jedoch näher bestimmt werden. 

Gerade im Leasinggeschäft können Daten zu Leasingobjekten, Lieferanten, Händlern, Vermittlern oder 

historischen Vertragsständen in unterschiedlichen operativen Systemen vorhanden sein. Aus der 



 

 

Seite 7 von 13 Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften 
1030 Wien, Invalidenstrasse 1/11A 

Tel: +43 1 714 29 40, voel@leasingverband.at 
ZVR: 897738196 UID: ATU63928557 

Meldepflicht sollte keine eigenständige Verpflichtung zur nachträglichen Datenerhebung oder zur 

Erweiterung der Customer-Due-Diligence-Pflichten entstehen. 

Vorgeschlagene Änderung: 

‘Mandatory if available’ means information already held by the obliged entity and reasonably accessible 

in the ordinary course of its operations at the time of reporting. It shall not require additional collection 

from the customer or third parties solely for the purpose of submitting the report, without prejudice to 

any separate information-gathering obligation under applicable Union law.” 

Begründung: 

Dies entspricht dem risikobasierten Ansatz, verhindert eine Vermischung von Melde- und 

Datenerhebungspflichten und schafft insbesondere bei Legacy-Systemen Rechtssicherheit. 

 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Der Begriff könnte national unterschiedlich interpretiert werden und faktisch zu zusätzlichen 

Ermittlungs- und Datenerhebungspflichten führen. 

3.3 Art. 3 und Interpretative Note: klare Trennung zwischen verbindlichen Anforderungen 

und Guidance 

Aus Sicht der österreichischen Leasingwirtschaft besteht wesentlicher Klarstellungsbedarf hinsichtlich 

des rechtlichen Status der Interpretative Note. 

Art. 3 Abs. 1 lit. b des ITS-Entwurfs verweist auf Attribute und Werte der Interpretative Note, „under 

which they must be reported“. Gleichzeitig bezeichnet Art. 3 Abs. 7 diese technischen Spezifikationen 

als solche, die von FIUs verwendet werden, und Art. 3 Abs. 10 verpflichtet FIUs lediglich, eine 

Angleichung anzustreben. Die Interpretative Note selbst erklärt ausdrücklich, dass sie keine rechtlich 

bindenden Anforderungen schafft, ändert oder ersetzt, erwartet aber gleichzeitig von Verpflichteten, 

ihre Erläuterungen zu beachten. 

Diese unterschiedlichen Aussagen sollten im Interesse der Rechtssicherheit bereinigt werden. 

Vorgeschlagene Änderung: 

Der ITS sollte eindeutig festlegen, dass die Interpretative Note nicht selbst neue materiell verbindliche 

Meldepflichten schaffen kann. Anforderungen, deren Nichterfüllung zur Zurückweisung einer Meldung 
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führt, müssen für den Verpflichteten eindeutig, vorab veröffentlicht und auf eine verbindliche Grundlage 

im ITS bzw. in den darauf basierenden technischen Vorgaben der zuständigen FIU zurückführbar sein. 

Begründung: 

Insbesondere bei automatisierten Meldesystemen muss eindeutig feststehen, welche Datenfelder, 

Wertebereiche und Validierungsregeln verbindlich sind. Ein laufend änderbares, nicht bindendes 

Dokument sollte keine faktisch bindenden technischen Pflichten erzeugen können. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Es besteht das Risiko divergierender nationaler Umsetzung sowie einer faktischen Erweiterung 

verbindlicher Anforderungen außerhalb des formellen ITS-Änderungsverfahrens. 

4. Technische Umsetzung, Datenübermittlung und Validierung 

4.1 Art. 3 Abs. 8: maschinenlesbares Format und Nutzung von FIU-Portalen 

Die Verpflichtung zur Übermittlung in einem maschinenlesbaren Format ist bei automatisierten 

Schnittstellen sachgerecht. Sie sollte jedoch nicht dazu führen, dass auch Verpflichtete, die eine von 

der FIU bereitgestellte Eingabemaske verwenden, selbst ein zusätzliches maschinenlesbares 

Dateiformat erzeugen müssen. 

Vorgeschlagene Änderung: 

Art. 3 Abs. 8 sollte klarstellen: 

“Where an obliged entity submits the report by entering the required information directly into a reporting 

platform provided by the FIU, the machine-readable format requirement shall be deemed to be fulfilled 

through that platform.” 

Begründung: 

Die technische Umsetzung des maschinenlesbaren Datenbestands liegt in diesem Fall bei der 

Plattform der FIU. Eine zusätzliche technische Implementierung beim Verpflichteten wäre ohne 

Mehrwert. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Insbesondere kleinere Verpflichtete könnten zu vermeidbaren IT-Investitionen veranlasst werden. 
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4.2 Art. 6: unterstützende Dokumente (Supporting Documents) 

Art. 6 sieht vor, dass Verpflichtete verfügbare unterstützende Dokumente aufgrund einer Aufforderung 

oder allgemeinen Weisung der FIU sowie gegebenenfalls spontan beifügen. Der Ansatz sollte stärker auf 

Erforderlichkeit und Relevanz beschränkt werden. Der ITS selbst betont in Erwägungsgrund 10 die 

Grundsätze der Zweckbindung und Datenminimierung. 

Leasingakten können umfangreiche Vertragsunterlagen, Rechnungen, Fahrzeug- oder 

Objektdokumentationen, Händlerkorrespondenz und weitere personenbezogene Informationen 

enthalten. Eine generelle Übermittlung ganzer Akten wäre regelmäßig weder erforderlich noch 

verhältnismäßig. 

Vorgeschlagene Änderung: 

“Obliged entities shall attach supporting documents that are relevant and proportionate to substantiate 

the reported suspicion. Unless specifically requested by the FIU, there shall be no obligation to transmit 

complete customer or contractual files where the relevant information can be provided through the 

structured report or selected supporting documents.” 

Begründung: 

Dies stellt die Vereinbarkeit mit Art. 5 Abs. 1 lit. b und c DSGVO sicher und vermeidet 

Datenübermittlungen ohne konkreten Informationsmehrwert. Diese würden das Risiko einer 

Datenschutzverletzung erhöhen und zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand führen. 

4.3 Art. 9: Validierungs- und Plausibilitätsprüfungen 

Art. 9 verpflichtet dazu, neben technischen Validierungsregeln auch Konsistenz-, Vollständigkeits- und 

von den FIUs eingerichtete Plausibilitätsprüfungen einzuhalten. 

Wir fordern, dass insbesondere Plausibilitätsprüfungen so ausgestaltet sind, dass sie die Abgabe einer 

materiell erforderlichen Verdachtsmeldung nicht verhindern. Gerade eine ungewöhnliche oder 

scheinbar unplausible Konstellation kann Auslöser der Verdachtsmeldung sein. Zudem erfasst Art. 69 

Abs. 1 AMLR ausdrücklich auch Verdachtsfälle, die sich daraus ergeben, dass Customer-Due-

Diligence-Maßnahmen nicht durchgeführt werden können. (EUR-Lex) 

Vorgeschlagene Änderung: 

Validierungsregeln sollten vor ihrer Anwendung vollständig dokumentiert und veröffentlicht werden. Bei 

einer Zurückweisung sollte das System den konkreten Fehler eindeutig ausweisen. Für tatsächlich nicht 
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bekannte Informationen muss bei sachlicher Notwendigkeit ein „unknown/not available“-Wert zur 

Verfügung stehen. 

Zusätzlich sollte klargestellt werden, dass Plausibilitätsprüfungen keine inhaltliche Vorwegnahme der 

FIU-Analyse darstellen. Diese dürfen eine Verdachtsmeldung nicht allein aufgrund einer ungewöhnlich 

oder widersprüchlich erscheinenden Konstellation verhindern. 

Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Technische Regeln könnten im Einzelfall die unverzügliche Erfüllung der gesetzlichen Meldepflicht 

erschweren oder verhindern. 

5. Klarstellungen für Verdachtsmeldungen aus Leasingverhältnissen 

5.1 DP0203: Risikoklassifizierung (Risk Classification) 

Die Meldung der internen Risikoklassifizierung bei juristischen Personen kann für die FIU grundsätzlich 

einen Informationswert haben. Die vorgeschlagenen Werte „high/medium/low“ sollten jedoch lediglich 

als Reporting-Mapping verstanden werden. 

Vorgeschlagene Änderung: 

In der Interpretative Note sollte ausdrücklich festgehalten werden, dass Verpflichtete ihre internen 

Risikomodelle und Risikokategorien nicht an die Reporting-Kategorien anpassen müssen und eine 

dokumentierte Zuordnung bestehender interner Risikoklassen zulässig ist. 

Begründung: 

Leasinggesellschaften setzen zum Teil konzernweite und automatisierte Risikoklassifizierungssysteme 

ein. Die ITS sollten keine indirekte Vorgabe für deren interne Risikomethodik schaffen. 

5.2 DP0021: „Amount reported“ bei Leasing-Sachverhalten 

Bei Verdachtsmeldungen aus Leasingverhältnissen sollte klarer definiert werden, welcher Betrag bei 

nicht rein transaktionsbezogenen Sachverhalten zu melden ist. 

Bei einem verdächtigen Leasingantrag oder einem sonstigen Suspicious Activity Report kommen je 

nach Sachverhalt etwa Anschaffungswert, Finanzierungsbetrag, einzelne Leasingraten, bereits 

geleistete Zahlungen oder der wirtschaftlich vom Verdacht betroffene Teilbetrag in Betracht. 

Vorgeschlagene Änderung: 
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Die Interpretative Note sollte für Leasing und vergleichbare objektbezogene Finanzierungen klarstellen, 

dass bei Suspicious Activity Reports grundsätzlich der wirtschaftlich vom Verdacht erfasste Betrag bzw. 

eine nachvollziehbare Schätzung anzugeben ist und nicht automatisch der gesamte Vertrags- oder 

Objektwert. 

Begründung: 

Damit werden unionsweit vergleichbare Daten erzeugt und systematische Überzeichnungen des 

gemeldeten Betrags vermieden. 

6. Änderungsmanagement und Übergangsfristen 

6.1 Art. 7 und 8: Änderungen von Datenpunkten und nationale Sonderanforderungen 

Die Möglichkeit, technische Spezifikationen laufend zu ändern und in außergewöhnlichen Fällen 

zusätzliche nationale Datenpunkte einzuführen, muss mit ausreichendem Change Management 

verbunden werden. 

Nach Art. 8 können nationale FIUs bei außergewöhnlichen oder unvorhergesehenen Umständen 

zusätzliche Datenpunkte einführen, die grundsätzlich bis zu einer späteren Entscheidung im Review-

Prozess anwendbar bleiben. 

Für Leasinggesellschaften mit zentralisierten und konzernweiten Systemen können wiederholte 

nationale Sonderanforderungen erhebliche technische Kosten verursachen und das 

Harmonisierungsziel beeinträchtigen. 

Vorgeschlagene Änderung: 

Zusätzliche nationale Datenpunkte nach Art. 8 sollten nur eingeführt werden, wenn sie notwendig und 

verhältnismäßig sind. Sie sollten grundsätzlich als „mandatory if available“ ausgestaltet werden und 

eine Meldung nicht allein wegen technischer Nichtverfügbarkeit blockieren, sofern nicht eine 

unmittelbar anwendbare gesetzliche Verpflichtung entgegensteht. 

Darüber hinaus sollte eine automatische Befristung vorgesehen werden, etwa auf zwölf Monate, sofern 

der Datenpunkt nicht vorher im Verfahren nach Art. 7 übernommen oder seine weitere Anwendung von 

AMLA ausdrücklich bestätigt wird. 

Bei strukturellen Änderungen an Annexes oder technischen Spezifikationen sollten Verpflichtete in die 

Konsultation einbezogen und angemessene Implementierungsfristen, Versionierung sowie Übergangs- 

und Testmöglichkeiten vorgesehen werden. 
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Auswirkung bei unveränderter Umsetzung: 

Nationale Sonderfelder könnten über mehrere Jahre parallel bestehen und zu wiederkehrenden 

Anpassungen von zentralen Meldesystemen führen. Dies würde die angestrebte Harmonisierung 

teilweise wieder aufheben. 

6.2 Art. 10 und 11: Übergangsfrist und technische Umsetzung 

Ein mehrstufiger Implementierungsansatz ist zu begrüßen, sofern dieser klar getrennte 

Implementierungsphasen vorsieht. Das Konsultationspapier nennt als derzeitige Überlegung einen 

Gesamtzeitraum von fünf Jahren, davon drei Jahre für FIUs und zwei Jahre für Verpflichtete, die die 

Meldeschemata in ihre internen Systeme integrieren, wobei eine zeitliche Überlappung möglich sein 

soll. 

Für automatisierte Meldesysteme kann die Implementierungsfrist jedoch erst sinnvoll beginnen, wenn 

sowohl die endgültigen Datenpunkte als auch die technischen Spezifikationen der jeweiligen FIU stabil 

vorliegen. Dazu zählen das Datenmodell, Pflichtfelder, Wertebereiche, Validierungsregeln, 

Schnittstellendokumentation und eine geeignete Testumgebung. 

Vorgeschlagene Änderung: 

Für Verpflichtete mit interner technischer Integration sollte eine Umsetzungsfrist von jedenfalls 24 

Monaten ab Veröffentlichung der endgültigen, produktionsreifen nationalen technischen 

Spezifikationen und Bereitstellung einer Testmöglichkeit vorgesehen werden. Eine zeitliche 

Überlappung mit der Implementierungsphase der FIU darf diese effektive Mindestfrist nicht verkürzen. 

Während dieser Frist sollten keine materiellen Änderungen des Datenmodells erfolgen, sofern diese 

nicht zwingend erforderlich sind. 

7. Schlussbemerkung 

Der VÖL unterstützt das Ziel einer unionsweit harmonisierten und qualitativ hochwertigen 

Verdachtsmeldung. Einheitliche Datenmodelle können insbesondere für grenzüberschreitend tätige 

Unternehmensgruppen langfristig eine wesentliche Vereinfachung darstellen. 

Voraussetzung dafür ist allerdings, dass die Harmonisierung tatsächlich zu einheitlichen und für das 

jeweilige Geschäftsmodell relevanten Anforderungen führt. Leasingbezogene Tätigkeiten sollten daher 

im Datenmodell als eigenständige Kategorie sachgerecht berücksichtigt werden, ohne dass damit eine 

unionsrechtliche Qualifikation einzelner nationaler Vertragsmodelle verbunden ist. Sachfremde 



 

 

Seite 13 von 13 Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften 
1030 Wien, Invalidenstrasse 1/11A 

Tel: +43 1 714 29 40, voel@leasingverband.at 
ZVR: 897738196 UID: ATU63928557 

konten- oder zahlungsverkehrsbezogene Anforderungen sollten für Leasinggesellschaften vermieden 

und die Besonderheiten objektbezogener Finanzierungen angemessen im Datenmodell abgebildet 

werden. 

Besonders wichtig sind aus unserer Sicht darüber hinaus eine klare Abgrenzung verbindlicher 

Anforderungen von nicht bindender Guidance, eine restriktive Handhabung zusätzlicher nationaler 

Datenpunkte sowie ausreichend lange und an die tatsächliche Verfügbarkeit der technischen 

Spezifikationen anknüpfende Umsetzungsfristen. Wir regen daher an, die dargestellten Punkte im Zuge 

der Finalisierung der ITS und der dazugehörigen Annexes und Interpretative Note entsprechend zu 

berücksichtigen. 

Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften 
Der Verband Österreichischer Leasing-Gesellschaften (VÖL) wurde 1983 gegründet und ist die 
Interessenvertretung der österreichischen Leasingwirtschaft. Der VÖL vertritt die Interessen und 
Anliegen der Leasingwirtschaft und fungiert als Bindeglied zur Wirtschaft und Dialogpartner zur 
Öffentlichkeit. 
Kontakt: Generalsekretärin Dr. Magdalena Gruber, BSc (WU), voel@leasingverband.at 
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